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Hauptpunkte: 

Straßenausbaubeitragsrecht 

Beitragserhebungspflicht 

Pflicht zum Erlass oder Aufrechterhaltung einer Straßenausbaubeitragssatzung 

Rechtsaufsichtliche Beanstandung 

 

 

Leitsätze: 

 

1. Die Gemeinden sind nach der Soll-Vorschrift des Art. 5 Abs. 1 Satz 3 KAG grund-

sätzlich verpflichtet, für die Erneuerung oder Verbesserung von Ortsstraßen und 

beschränkt-öffentlichen Wegen (Straßenausbau-)Beiträge von den Eigentümern und 

Erbbauberechtigten der bevorteilten Grundstücke zu erheben und insbesondere eine 

entsprechende Beitragssatzung zu erlassen. 

 

2. Nur unter besonderen – atypischen – Umständen darf eine Gemeinde von der 

Erhebung von Straßenausbaubeiträgen absehen und dadurch die Finanzierung 

beitragsfähiger Straßenbaumaßnahmen von den Begünstigten vollständig auf die 

Allgemeinheit verlagern. Für die Beurteilung, ob ein solcher atypischer Fall vorliegt, 

ist ihr kein Spielraum eingeräumt; sie unterliegt in vollem Umfang der Nachprüfung 

durch die Rechtsaufsichtsbehörden und Gerichte. Unter Berücksichtigung der in 

Art. 62 Abs. 2 und 3 GO festgelegten Grundsätze der Einnahmebeschaffung ver-

bleibt nur ein sehr eng begrenzter Bereich, innerhalb dessen vom Erlass einer 

Straßenausbaubeitragssatzung abgesehen werden kann. 

 

3. Besondere – atypische – Umstände, aufgrund derer ausnahmsweise vom Erlass 

einer Straßenausbaubeitragssatzung abgesehen werden kann, liegen grundsätzlich 
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nicht vor, wenn eine Gemeinde – in nicht unerheblichem Umfang – Kredite aufnimmt 

oder Steuern einnimmt. 

 

4. Es ist kein tragfähiger sozialer oder finanzwirtschaftlicher Grund ersichtlich, aus 

dem eine Gemeinde zugunsten der Eigentümer und Erbbauberechtigten der von 

beitragsfähigen Straßenbaumaßnahmen bevorteilten Grundstücke auf die Erhebung 

von Straßenausbaubeiträgen mit der Folge verzichten darf, dass die in Rede stehen-

den Mittel von Anderen aufgebracht werden müssen oder zur Erfüllung anderer 

gemeindlicher Aufgaben fehlen. 

 

 

 

 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Urteil des 6. Senats vom 9. November 2016 

(VG München, Entscheidung vom 28. Oktober 2014, Az.: M 2 K 14.1641) 
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setzen, Gebrauch gemacht haben“ (LTDrs. 7/5192 S. 16). Dem steht nicht entgegen, 

dass die Gemeinden nach dem zum 1. April 2016 in Kraft getretenen Art. 5b KAG 

anstelle einmaliger Beiträge nach Art. 5 Abs. 1 KAG wiederkehrende Beiträge für 

Verkehrsanlagen erheben „können“. Damit wird lediglich ein Wahlrecht hinsichtlich 

der Art der Beitragserhebung eröffnet, nicht aber der Soll-Befehl des Art. 5 Abs. 1 

Satz 3 KAG abgeschwächt. Der Gesetzgeber geht vielmehr davon aus, dass die 

„neue Option“ der wiederkehrenden Beiträge den Gemeinden entgegen kommt, „die 
vormals noch nicht über eine Straßenausbaubeitragssatzung verfügten, jedoch … zu 
einer Beitragserhebung … verpflichtet gewesen wären und nach wie vor sind“ 
(LTDrs. 17/8225 S. 18). In dem Soll-Befehl kommt zugleich das Anliegen des 

Gesetzgebers zum Ausdruck, alle Grundstückseigentümer (und Erbbauberechtigte), 

denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme einer verbesserten oder erneuerten 

Straße besondere Vorteile bietet, in allen bayerischen Gemeinden im Interesse der 

Beitragsgerechtigkeit möglichst gleich zu behandeln. 

 

bb) Wann ein atypischer Ausnahmefall vorliegt, der den Erlass und die Vorhaltung 

einer Straßenausbaubeitragssatzung entgegen der gesetzlichen Regel des Art. 5 

Abs. 1 Satz 3 KAG in das Ermessen der Gemeinde stellt, lässt sich nur aufgrund 

einer wertenden Betrachtung aller Umstände des Einzelfalles beurteilen. Diese 

Wertung wird maßgebend geprägt durch das gemeindliche Finanzverfassungsrecht 

im Allgemeinen und die in Art. 62 Abs. 2 und 3 GO geregelten Grundsätze der Ein-

nahmebeschaffung im Besonderen.  

 

Art. 22 Abs. 2 GO räumt den Gemeinden das Recht ein, ihr Finanzwesen im Rahmen 

der Gesetze selbst zu regeln, und verpflichtet den Gesetzgeber, den Gemeinden im 

Rahmen ihrer Finanzhoheit als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Selbst-

verwaltungsrechts die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Finanzmittel in aus-

reichendem Maße zur Verfügung zu stellen. In Erfüllung dieses Regelungsauftrags 

hat der Gesetzgeber durch die speziellen Ermächtigungen im Kommunalabgaben-

gesetz den Gemeinden das Recht eingeräumt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben auch 

eigene Abgaben, darunter Straßenausbaubeiträge, zu erheben. Art. 62 GO enthält 

umgekehrt für die Gemeinden die haushaltsrechtliche Verpflichtung, die ihnen 

gesetzlich eingeräumten Einnahmemöglichkeiten im Rahmen ihrer Haushaltswirt-

schaft auch tatsächlich vollständig auszuschöpfen, soweit dies zur Aufgabenerfüllung 

notwendig ist. Diese Verpflichtung steht insbesondere im unmittelbaren Zusammen-

hang mit dem Grundsatz des Haushaltsausgleichs (Art. 64 Abs. 3 Satz 1 GO), der 
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Sicherung der Aufgabenerfüllung (Art. 61 Abs. 1 Satz 1 GO) und der Sicherstellung 

der dauernden Leistungsfähigkeit (Art. 61 Abs. 1 Satz 2 GO).  

 

Vor diesem Hintergrund legt Art. 62 Abs. 2 und 3 GO die Reihenfolge fest, nach der 

sich die Gemeinde die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Einnahmen zu 

beschaffen hat. Primäre Deckungsmittel sind die „sonstigen Einnahmen“, zu denen 

insbesondere die Gemeindeanteile an der Einkommen- und Umsatzsteuer, die all-

gemeinen Finanzzuweisungen sowie staatliche Zuwendungen für bestimmte Maß-

nahmen und die Erträge aus dem Gemeindevermögen zählen. Soweit diese sonsti-

gen Einnahmen nicht ausreichen, hat die Gemeinde die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

erforderlichen Einnahmen soweit vertretbar und geboten aus besonderen Entgelten 

für die von ihr erbrachten Leistungen (Abs. 2 Nr. 1) und „im Übrigen“ – also nach-

rangig – aus Steuern (Abs. 2 Nr. 2) zu beschaffen. Kredite darf die Gemeinde nur 

aufnehmen, wenn eine andere Finanzierung nicht möglich ist oder wirtschaftlich 

unzweckmäßig wäre (Abs. 3). Die in Art. 62 Abs. 2 und 3 GO gesetzlich festgelegte 

Rangfolge der Deckungsmittel geht von dem Grundsatz aus, dass derjenige, der eine 

kommunale Leistung in Anspruch nimmt oder durch eine kommunale Einrichtung 

einen Sondervorteil erhält, die entstehenden Kosten in vertretbarem Umfang tragen 

soll. Die Vorschrift soll zugleich der Entwicklung entgegenwirken, auf angemessene 

Gegenleistung zu verzichten und den Aufwand für die einem Einzelnen besonders 

zugutekommenden Leistungen aus allgemeinen Deckungsmitteln zu bestreiten (vgl. 

LTDrs. 7/3103 S. 32). Dabei handelt es sich nicht bloß um einen Programmsatz, 

sondern schon mit Blick auf den Gesetzeswortlaut um zwingendes Recht, das dem 

einzelnen Bürger zwar kein individuelles, einklagbares Recht verleiht, dessen Ein-

haltung aber von den Rechtsaufsichtsbehörden nach Art. 109 Abs. 1 GO zu über-

wachen ist. Allerdings bleibt es jeder einzelnen Gemeinde im Rahmen ihrer Finanz-

autonomie überlassen, inwieweit sie in dem ihr durch die Haushaltsgrundsätze 

gesteckten äußersten rechtlichen Rahmen von den Einnahmequellen Gebrauch 

macht (vgl. BayVGH, B.v. 1.2.2007 – 4 ZB 06.2567 – BayVBl 2007, 374 f.; B .v. 

20.10.2011 – 4 ZB 11.1187 – juris Rn. 12 ff. m.w.N.).  

 

Die Straßenausbaubeiträge gehören zu den an zweiter Rangstelle der Einnahme-

quellen stehenden „besonderen Entgelten“. Sie werden von den Eigentümern und 
Erbbauberechtigten derjenigen Grundstücke erhoben, denen durch die Möglichkeit 

der Inanspruchnahme einer verbesserten oder erneuerten Ortsstraße oder eines 

beschränkt-öffentlichen Weges besondere Vorteile entstehen, die sie aus dem Kreis 
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